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Kritikan«Geheimabkommen»mitChina
Chinesische Sicherheitsbeamte reisen ohne offiziellen Status undmit einemTouristenvisum in die Schweiz ein. EineNGOerhebt Vorwürfe.

Christoph Bernet

Hin- und Rückflug, Unterbrin-
gung in einer «angemessenen
Unterkunft»,Büroräume,Kran-
ken- und Unfallversicherung
und ein Taschengeld von 200
Franken pro Arbeitstag: All das
stellt die Eidgenossenschaft
Mitarbeitern des Ministeriums
füröffentlicheSicherheit (MPS)
der Volksrepublik China wäh-
rend ihrer maximal zweiwöchi-
gen«Missionen» inderSchweiz
zur Verfügung.

DieseDetails sind der «Ver-
einbarung betreffend die Iden-
tifikation von mutmasslich chi-
nesischen Staatsangehörigen
mit irregulärem Aufenthalt in
der Schweiz» zu entnehmen.
DasDokumentwurdedieseWo-
che von der Menschenrechts-
organisation Safeguard Defen-
ders publik gemacht.

Das Abkommen ist im De-
zember 2015vonVertreterndes
Staatssekretariats fürMigration
(SEM)unddemchinesischenSi-
cherheitsministerium MPS in
Peking unterzeichnet worden.
In der Rechtssammlung des
Bundeswurdees jedochniever-
öffentlicht.Bis zueinemBericht
der «NZZ am Sonntag» im Au-
gust 2020 war seine Existenz
der Öffentlichkeit unbekannt.
Das ist ungewöhnlich. Denn
Vereinbarungen zwischen der
Schweiz und anderen Staaten
über die Identifizierung und
Rückführung von illegalen Auf-
enthaltern sindkeineSeltenheit.
Die Website des SEM listet 52
solcheVerträgeauf, diemeisten
davon sind komplett einsehbar.

HelferinderRepression
Chinas imAusland?
Für die NGO Safeguard Defen-
ders ist klar: Die Schweiz be-
treibt beimChina-Deal ganzbe-
wusst Geheimhaltung. Das Ab-
kommen weise einen «völlig
anderenCharakter»auf als ent-
sprechende Verträge mit ande-
ren Staaten. Es sei ungewohnt,

dass Sicherheitsbeamte der
Volksrepublik extra fürdie Iden-
tifizierungmutmasslicherchine-
sischer Staatsbürger einreisten.

RechtsprofessorinMargaret
Lewis von der US-Universität
Seton Hall ist China- undMen-
schenrechtsexpertin. Gegen-
über der britischen Zeitung
«Guardian» bezweifelt sie, ob
die Besuche der chinesischen
Agenten inder Schweizwirklich
dem vorgegebenen Zweck die-

nen:«Mirerscheintesmerkwür-
dig, dass sich die Volksrepublik
China wegen mutmasslicher
chinesischer Staatsbürgermit il-
legalem Aufenthalt in der
Schweiz die Mühe macht, offi-
zielle Vertreter zu entsenden.»

«Die Anreize für MPS-Ver-
treter, in die Schweiz zu reisen,
wären eher Personen, welche
für die chinesische Regierung
von besonderem Interesse
sind», so Lewis. Diese Aussage

hat Sprengkraft: Das chinesi-
sche Regime versucht, auch im
Ausland Druck auf politische
Flüchtlinge auszuüben, etwa
DissidentenausHongkongoder
Angehörige der in China unter-
drückten Minderheit der Uigu-
ren.DieSchweizkönnte sichmit
der Vereinbarung zur Helferin
der chinesischen Repression
machen.DasMinisteriumfüröf-
fentliche Sicherheit ist gemäss
Safeguard Defenders in syste-

matische und schwerwiegende
Menschenrechtsverletzungen in
China involviert.

Gemäss dem Abkommen
reisen chinesische Beamte als
«Experten ohne offiziellen Sta-
tus» in die Schweiz ein. Die
Schweizer Behörden verpflich-
ten sich dazu, ihre Identität ge-
heimzuhalten. Festgehalten ist
lediglich, dass siewährend ihres
AufenthaltsdenhiesigenBehör-
denbeider Identifizierungmut-

masslicher chinesischer Staats-
bürger helfen. Doch darüber
hinaus ist ihr Aufenthalt nicht
reglementiert – laut Safeguard
Defenders ebenfalls ungewöhn-
lich für ein solches Abkommen:
«Was sie (die chinesischen
Agenten) während dieser zwei
Wochen machen, ist komplett
unüberwacht», sagt Peter Dah-
lin, Direktor von Safeguard
Defenders, gegenüber dem
«Guardian». DieNGOgeht da-
von aus, dass die Beamten mit
einem Touristenvisum einrei-
sen.Dies ermöglichtdieWeiter-
reise in andere Schengen-
Staaten. Theoretisch könnten
sie damit ohne das Wissen der
jeweiligen Regierungen in fast
alle EU-Länder reisen: «Das
stellt ein signifikantes Sicher-
heitsrisiko dar.»

«Abkommen grundsätzlich
im Interesse der Schweiz»
Auf Anfrage wehrt sich das
Staatssekretariat für Migration
gegen die Vorwürfe. Das Ab-
kommen habe zu jedem Zeit-
punkt der Öffentlichkeit «zur
Einsicht vorgelegen». Die For-
mulierung«Expertenohneoffi-
ziellen Status»diene zurUnter-
scheidung vonDiplomaten, die
ChinaaufpolitischerEbenever-
treten. Die 200 Franken Ent-
schädigung pro Tag sei in sol-
chen Fällen üblich. Eine Exper-
tenmission habe nur einmal im
Jahr 2016 stattgefunden. Zwei
chinesische Beamte reisten da-
mals mit einem Schengen-Vi-
sumein. Sie erhielten«keine In-
formationenüberPersonen,die
gefährdet oder verfolgt sind».

Seit letztem Montag ist das
Abkommennichtmehr inKraft:
Die bei der Unterzeichnung
2015 festgehalteneLaufzeit von
fünf Jahren ist beendet. Eine
Fortsetzung der geltenden Ver-
einbarung sei grundsätzlich im
Interesse der Schweiz: «Es liegt
allerdingskeine zeitlicheDring-
lichkeit für eine Verlängerung
vor», so ein SEM-Sprecher.

LängereFerien:Machtdasauch inderSchweizSchule?
InDeutschland erhalten Schüler überWeihnachten länger frei.Warumhierzulande die Skepsis gross ist – auch bei der obersten Lehrerin.

Schülerinnen und Schüler in
Deutschland können sich über
längereWeihnachtsferien freu-
en. Fast überall wurde der Be-
ginn auf den 19. Dezember vor-
verlegt. So sollen vor den Fami-
lienfeierndieKontaktereduziert
werden. Kanzlerin AngelaMer-
kel möchte noch weitergehen:
Man müsse darüber nachden-
ken, die Schulen vom 16. De-
zemberbis 10. Januar zu schlies-
sen, sagte sie dieseWoche.

InderSchweiz gehtderKan-
tonZüricheinenSchritt indiese
Richtung: Gymnasiasten und
Berufsschüler sollen nach den
Weihnachtsferien eine Woche
lang zu Hause arbeiten. Man
habe vor allem auf der Sekun-
darstufe II jeweils nach den Fe-
rien höhere Fallzahlen gehabt,
begründete Zürich die Mass-
nahme.AndereKantonewinken
hingegen ab. Es gebe gut funk-

tionierendeSchutzkonzepte, ar-
gumentiert etwa Basel-Stadt.

Schulfrei –unddann
zuHausesitzen?
Skeptisch ist auch die Präsiden-
tin des Lehrerverbands LCH,
Dagmar Rösler. Sie zweifelt,
dass eine Verlängerung der
Weihnachtsferien oder ein an-
schliessendereinwöchigerFern-
unterricht genügend Wirkung
zeigen kann. «Aus epidemiolo-
gischer Sicht kann ich das nicht
beurteilen, aber aus pädagogi-
scher Sicht ist klar: Das wäre
nicht gut.» Rösler verweist auf
die Erfahrungen aus demFrüh-
ling, alsdieSchulenwochenlang
geschlossen blieben. Untersu-
chungenzeigten, dassdie Sche-
re zwischen Schülerinnen und
Schüler in dieser Zeit aufging.

Besonders schwierig ist das
selbstständigeLernen für jünge-

reKinder. Inderobligatorischen
Schule kommt für Rösler eine
Verlängerung der Ferien daher
garnicht inFrage. InGymnasien
und Berufsschulen sei eine ein-
wöchige Fernunterrichtsphase
zwar sicher durchführbar, aber

auch hier ist Rösler skeptisch:
«Nicht alle Jugendliche können
sichgleichgutmotivieren», gibt
sie zu bedenken. «Zudem wür-
den die Jugendlichen kaum nur
daheimsitzen – aber das müss-
ten sie ja, damit es tatsächlich

wie eine Art Quarantäne nach
den Feiertagenwäre.»

Verpasster
Schulstoff
Auch der Verein Schweizeri-
scher Gymnasiallehrerinnen
und -lehrer lehnt eine längere
Schliessung über Weihnachten
ab.Er spricht sichgrundsätzlich
dafür aus, den Präsenzunter-
richt wenn immer möglich bei-
zubehalten. Präsident Lucius
Hartmannsagt:«EineVerlänge-
rung der Weihnachtsferien in
einemSchuljahr, inwelchembe-
reits jetzt das Lernen erschwert
ist, macht wenig Sinn.»

Es ist die zweite grosse Sor-
ge, welche dieGymnasiallehrer
umtreibt – neben jener um die
Gesundheit von Lehrern und
Schülern: Die Sorge, inwiefern
Schüler, die krank oder in Qua-
rantäne waren, dem Unter-

richtsstoff noch folgen können,
wieHartmannsagt.Damanaus
dem letzten Schuljahr noch
Lücken schliessenmüsse, erhö-
he sich derDruck.

Auch Dagmar Rösler berei-
tet derzeit Sorgen, dass der
«Courantnormal»andenSchu-
len noch lange nicht in Sicht zu
sein scheint. Immerwieder fehl-
ten Kinder und Jugendliche im
Unterricht,weil sie inQuarantä-
nemüssen–mancheauchmehr-
mals. «Natürlich geben ihnen
dieLehrpersonenSchulstoffmit
nach Hause. Aber das ist nicht
das Gleiche wie das Lernen in
der Schule, wo sie direkt unter-
stützt werden», sagt Rösler. «Je
längerdieseSituationandauert,
destomehrbefürchtenwir, dass
bei denSchülernundSchülerin-
nen Lücken entstehen.»

Maja Briner

Chinesische und Schweizer Flaggen bei Ueli Maurers Besuch in Peking im vergangenen Jahr. Bild: Madoka Ikegami/EPA/Keystone (29. April 2019)

Nationalratskommission will Bundesrat bremsen

Die Gesundheitskommission
des Nationalrats appelliert an
den Bundesrat, bei seinen Ent-
scheiden den Föderalismus stär-
ker zu respektieren, heisst es in
einer Mitteilung. Bevor der Bun-
desrat selber Massnahmen er-
greife, solle er überprüfen, ob die
in den letzten Tagen angekün-
digten kantonalenMassnahmen
nicht schon genügend wirkten.
Weitergehende Verschärfungen

soll es nur in den Kantonen ge-
ben, in denen sich die Epidemie
«besorgniserregend entwickelt»
oder dasGesundheitssysteman
seine Grenzen stösst. Zudem
soll der Bundesrat auf die Sperr-
stunde von 19 Uhr für Restau-
rants unddenDetailhandel sowie
die komplette Schliessung am
Sonntag verzichten. Der Bun-
desrat wird heute über das wei-
tere Vorgehen entscheiden. (agl)
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